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sehe Gesetzlichkeit durchzusetzen sowie Sicherheit und 
Ordnung zu gewährleisten. Benötigt werden dazu auch 
die Erfahrungen der Schiedskommissionen. Deshalb wird 
die bewährte Praxis fortgeführt, daß die Schiedskommis­
sionen in den Gemeinden und Städten regelmäßig — meist 
jährlich einmal — vor der örtlichen Volksvertretung, vor 
dem Rat oder vor ständigen Kommissionen über ihre Ar­
beit und über Probleme aus ihrer Tätigkeit berichten.

Besonders wertvoll sind dabei solche Hinweise für die 
Verbesserung der staatlichen Leitungstätigkeit im Terri­
torium, die helfen, sozialistische Beziehungen der Bürger 
untereinander zu fördern sowie Ordnung und Sicherheit 
zu festigen. Zugleich gilt es, die schöpferischen Aktivitäten 
der Bürger und ihre Mitwirkung bei der Lösung gesamt­
gesellschaftlicher Aufgaben zu entfalten und die Verant­
wortung des einzelnen für das Ganze immer stärker aus­
zuprägen. Im Zusammenhang mit diesen Berichterstattun­
gen und durch viele andere Formen des täglichen Zusam­
menwirkens erhalten die Schiedskommissionen von den 
örtlichen Staatsorganen auch Kenntnis über die Probleme 
der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung im Territorium, 
die sie für ihre eigene Tätigkeit benötigen.

Die wichtigste Aufgabe der Ausschüsse der Nationalen 
Front ist es, alle Bürger zu gewinnen, um das gesamte 
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben 
aktiv und umfassend mitzugestalten. Dazu gehört auch die 
Mitwirkung der Bürger bei der Verwirklichung des sozia­
listischen Rechts. Ausgehend davon sind im neuen GGG 
die Aufgaben der Ausschüsse der Nationalen Front hin­
sichtlich des Zusammenwirkens mit den Schiedskommis­
sionen festgelegt.

Die Ausschüsse sind verpflichtet, die Wirksamkeit der 
Arbeit der Schiedskommissionen zu fördern, die Mitglie­
der über die Entwicklung sozialistischer Beziehungen zwi­
schen den Bürgern zu informieren sowie Hausgemein­
schaften und deren Leitungen bei der Übernahme von Er­
ziehungsaufgaben zu unterstützen. Künftig kommt es vor 
allem darauf an, überall in. den Gemeinden und Städten 
einen engen, ständigen Kontakt der Mitglieder der Schieds­
kommissionen zu ihren Ausschüssen herzustellen. Diese 
Fragen des Zusammenwirkens sind Gegenstand eines Be­
schlusses des Sekretariats des Nationalrates der Nationa­
len Front der DDR vom 1. April 1982.

Welche neuen Aufgaben obliegen den Gewerkschaften zur 
Anleitung und Schulung der Konfliktkommissionen?

Gemäß § 22 Abs. 2 GGG gewährleistet der Bundesvorstand 
des FDGB dem verfassungsmäßigen Recht der Gewerk­
schaften entsprechend die regelmäßige Anleitung der Kon­
fliktkommissionen. Er sorgt für die Qualifizierung ihrer 
Mitglieder, analysiert die Tätigkeit und gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Konfliktkommissionen und verallgemei­
nert die besten Erfahrungen. Auch für die betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen sowie die Kreis- und Bezirksvor­
stände des FDGB sind konkrete Aufgaben festgelegt.

Um den gewerkschaftlichen Leitungen und Vorständen 
die Erfüllung dieser Aufgaben zu erleichtern, hat das Prä­
sidium des Bundesvorstandes des FDGB am 26. März 1982 
den Beschluß „Aufgaben der Gewerkschaften bei der An­
leitung und Schulung der Konfliktkommissionen“ (Infor­
mationsblatt des FDGB, Nr. 2/1982) gefaßt.

Dieser Beschluß ist für die Gewerkschaftsfunktionäre 
in den Betrieben von besonderer Bedeutung. Sie wirken 
unmittelbar mit den Konfliktkommissionen zusammen. 
Gemeinsam sorgen sie für die Durchsetzung von Recht 
und Gesetzlichkeit, die Wahrung der Interessen der Werk­
tätigen, die Festigung von Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit sowie die Herausbildung einer schöpferischen Atmo­
sphäre für die Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik.

Folgerichtig enthält der Präsidiumsbeschluß vor allem 
die Aufgaben der betrieblichen Gewerkschaftsfunktionäre 
bei der Anleitung und bei der Schulung der Konfliktkom­

missionen. Er legt z. B. die Verantwortung der Abteilungs­
gewerkschaftsleitungen für die unmittelbare Zusammen­
arbeit mit den Konfliktkommissionen fest.

Zwei Beispiele sollen das Anliegen des Beschlusses 
deutlich machen. Den Konfliktkommissionen wurde mit 
§ 17 GGG sowie mit § 1 KKO das Recht übertragen, mit 
ratsuchenden Werktätigen Aussprachen zur Klärung recht­
licher Angelegenheiten und über die Durchsetzung gesetz­
lich festgelegter Rechte und Pflichten zu führen. Der Be­
schluß sieht dazu vor, daß die Betriebsgewerkschaftslei­
tungen in Zusammenarbeit mit dem Betriebsleiter regel­
mäßig die Konfliktkommissionen über betriebliche Aufga­
ben informieren und politische, ökonomische und sozial­
politische Zusammenhänge erläutern. Außerdem informie­
ren sich die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen — also 
auch die Abteilungsgewerkschaftsleitungen — über Inhalt 
und Ergebnis solcher Aussprachen, werten sie aus und 
ziehen Schlußfolgerungen für ihre eigene Leitungstätig­
keit und für den Betrieb insgesamt.

Weiter enthält der Beschluß Festlegungen für die Or­
ganisierung und Durchführung der Schulung der Konflikt­
kommissionen. Dem Schulungsplan des Kreisvorstandes 
des FDGB entsprechend organisieren die Betriebsgewerk­
schaftsleitungen monatliche Zusammenkünfte in Schu­
lungszirkeln, die außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. 
Ein Zirkel soll etwa 3Ö Mitglieder von Konfliktkommis­
sionen umfassen. Es gehört auch zu den Aufgaben der 
Betriebsgewerkschaftsleitungen, gemeinsam mit den Be­
triebsleitern Schulungsleiter zu gewinnen und die inhalt­
liche Gestaltung der Schulung zu beeinflussen.

Kann der Werktätige bzw. der Betrieb ohne nachteilige 
Folgen erklären, daß er an einer Beratung der Konflikt­
kommission nicht teilnehmen werde, weil die Frist für 
seine Einladung zur Beratung nicht eingehalten wurde?

Gemäß § 8 Abs. 2 KKO sind in einem Arbeitsstreitfall der 
Antragsteller und der Antragsgegner mindestens fünf Tage 
vor der Beratung einzuladen. Ab 1. Januar 1983 gilt dafür 
§ 3 Abs. 2 der neuen KKO vom 12. März 1982 (GBl. I 
Nr. 13 S. 269). Nach dieser Bestimmung sind der Antrag­
steller und der Antragsgegner so rechtzeitig einzuladen, 
daß sie mindestens eine Woche vorher vom Zeitpunkt der 
Beratung Kenntnis haben.

Unbeschadet der geringfügigen Verlängerung des Zeit­
raums zwischen dem Zugang der Einladung und der Bera­
tung — die Konfliktkommissionen müssen sich auf die 
Änderung einstellen — ist beiden Regelungen gemeinsam, 
daß sie Mindestfristen enthalten, die nicht abgekürzt wer­
den dürfen. Werktätiger und Betrieb haben unabhängig 
davon, ob sie Antragsteller oder Antragsgegner sind, also 
ein Recht darauf, von der Konfliktkommission unter Ein­
haltung der Frist eingeladen zu werden. Damit wird vor 
allem gewährleistet, daß sich der Werktätige bzw. der 
Betrieb gründlich auf die Beratung vorbereiten können.

Wird die Frist für den Antragsteller bzw. den Antrags­
gegner oder aber sogar für beide nicht eingehalten, wobei 
es ohne Bedeutung ist, welcher Umstand dazu führte (z. B. 
eine außergewöhnlich lange Dauer der Postbeförderung), 
liegt keine ordnungsgemäße Einladung zur Beratung vor.- 
Antragsteller und Antragsgegner können sich zwar bereit 
erklären, dennoch an der Beratung teilzunehmen. Die Ab­
lehnung, daran teilzunehmen, oder eine Abwesenheit ohne 
jede Erklärung dürfen jedoch für den nicht ordentlich 
Eingelad'enen nicht als unbegründetes Fernbleiben gewer­
tet werden und haben daher auch keine nachteiligen 
Rechtsfolgen für ihn. Vielmehr muß die Konfliktkommis­
sion erneut zur Beratung einladen. Von der Einhaltung 
der Frist für die Einladung darf auch dann nicht abgese­
hen werden, wenn z. B. ein Werktätiger von vornherein 
erklärt, er werde zur Beratung der Konfliktkommission 
nicht erscheinen, und er sich auch so verhält. Auch in 
diesem Fall ist er ordnungsgemäß und unter Einhaltung 
der Frist zu laden.


